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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) - HStatG - 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben und Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet des Hochschulwesens bedarf der Bund umfang- 
reicher statistischer Unterlagen. Die amtlichen Erhebungen im 
Hochschulbereich beruhen gegenwärtig auf Verwaltungsanord- 
nungen der Länder. Das statistische Bundesamt wirkt bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Hochschulstatistiken auf- 
grund eines Beschlusses der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland vom 
3. Mai 1950 und 7. Juli 1966 koordinierend mit und stellt 
Bundesergebnisse zusammen. Dieses Verfahren reicht nicht aus, 
um mit der erforderlichen Aktualität zu bundeseinheitlichen 
Daten über die Hochschulen zu kommen. 

B. Lösung 

Das Hochschulstatistikgesetz soll die Erhebung, Aufbereitung 
und Speicherung von Daten ermöglichen, die für die Hoch- 
schulplanung bedeutsam sind. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hat einige Gesetzesänderungen vorgeschlagen 
und im übrigen gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
erhoben. 

D. Kosten 

Die durch das Gesetz entstandenen Mehrausgaben von insge- 
samt 1 085 000 DM für 1971 und ab 1972 jährlich 1 787 000 DM 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung enthalten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/l)- 25015- Ho 11/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 364. Sitzung am 2. April 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hodischulstatistikgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rats das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zweck 

(1) Für Zwecke der Planung im Hochschulbereich 
wird eine Bundesstatistik durchgeführt. 

(2) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
ist so zu gestalten, daß die erhobenen Daten für 
Zwecke der Planung und Verwaltung in Bund, 
Ländern und Hochschulen im Rahmen der jeweiligen 
Zuständigkeiten Verwendung finden können. 

(3) Die Erhebung von Daten, die zur Aufstellung 
von Hochschulentwicklungsplänen erforderlich sind 
und aufgrund dieses Gesetzes nicht erhoben werden, 
wird durch Landesrecht geregelt. 

§ 2 

Erhebungsbereich 

Die Erhebungen erstrecken sich auf: 

1. Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten 

dienenden Krankenanstalten, 

2. Ingenieurschulen, Höhere Fachschulen und ent- 
sprechende Einrichtungen, 

3. Bildungseinrichtungen der Sekundarschulstufe II, 
soweit die Erhebungen zur Feststellung des zu 
erwartenden Zugangs zu den Hochschulen er- 
forderlich sind, 

4. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, 

5. staatliche und kirchliche Prüfungsämter, soweit 
sie Prüfungen abnehmen, die ein Studium an den 
in Nummern 1 und 2 genannten Einrichtungen 
abschließen, 

6. Studentenwohnheime, soweit sie mit öffentlichen 
Mitteln errichtet sind oder gefördert werden, 

7. Studentenwerke und die von ihnen verwalteten 
Einrichtungen. 

§ 3 

Erhebungseinheiten 

Die Erhebungen umfassen nach Maßgabe der §§ 4 
bis 13: 


1. Studenten an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Einrichtungen, 

2. Teilnehmer an Weiterbildungskursen der Hoch- 
schulen von mindestens dreiwöchiger Dauer, 

3. Doktoranden an den in § 2 Nr. 1 genannten Ein- 
richtungen, 

4. wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben, Lehrbeauf- 
tragte und wissenschaftliche Hilfskräfte an den 
in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 
auch soweit kein Anstellungsverhältnis zum 
Land oder zur Hochschule besteht, 

5. technisches, Verwaltungs- und sonstiges Per- 
sonal an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein- 
richtungen, 

6. Schüler an den in § 2 Nr. 3 genannten Einrich- 
tungen, 

7. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, die im Laufe der auf die Erhebung folgen- 
den zwölf Monate aus dem Wehr- oder Ersatz- 
dienst entlassen werden, 

8. Gasthörer, exmatrikulierte und beurlaubte Stu- 
denten, Studienbewerber, Zulassungsbeschrän- 
kungen, Zulassungsquoten sowie Lehrveranstal- 
tungen und angebotene Studienabschlüsse an 
den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 

9. Kandidaten, die sich zu Abschlußprüfungen oder 
Promotionen vor den staatlichen und kirchlichen 
Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 5) sowie vor den in § 2 
Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtungen gemeldet 
haben, 

10. Prüfungen, die vor den staatlichen und kirch- 
lichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 5) sowie den in 
§ 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtungen ab- 
gelegt wurden, 

11. Grundstücke, Gebäude und Räume der in § 2 
Nrn. 1, 2 und 7 genannten Einrichtungen, 

12. Wohnheimplätze in den in § 2 Nr. 6 genannten 
Studentenwohnheimen und deren Träger. 

§ 4 

Studenten 

Bei den Studenten (§ 3 Nr. 1) werden zum Zwecke 

der Durchführung einer Bestands- und Verlaufs- 
statistik folgende Tatbestände erhoben: 
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1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, Wohn- 
sitze, 

2. Art, Zeitpunkt und Ort des Erwerbs der Studien- 
berechtigung, Tätigkeit zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Stu- 
diums, Studienverlauf, angestrebter Studien- 
abschluß, Berufsziel, Ausbildung der Eltern und 
deren Stellung im Beruf. 

§ 5 

Teilnehmer an Weiterbildungskursen 

Bei den Teilnehmern an Weiterbildungskursen (§3 
Nr. 2) werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, Wohn- 
sitze, 

2. Studienverlauf, Studienabschluß, berufliche Tätig- 
keit und Stellung im Beruf, 

3. Art und Ziel der Weiterbildung. 

§ 6 

Doktoranden 

Bei den Doktoranden (§ 3 Nr. 3) werden folgende 
Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, beruf- 
liche Tätigkeit, 

2. Ausbildungsverlauf, Fachgebiet des wissenschaft- 
lichen Vorhabens, Beginn und voraussichtlicher 
Abschluß der Promotion, Berufsziel, Finan- 
zierung des Promotionsstudiums. 

§ 7 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

Bei dem in § 3 Nr. 4 genannten Personenkreis 
werden zum Zwecke der Durchführung einer Be- 
standsstatistik mit Veränderungsdienst folgende 
Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, 

2. Ausbildungsverlauf, berufliche Tätigkeit vor der 
Tätigkeit in der Hochschule, Lehrfächer, fach- 
liche Schwerpunkte der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Tätigkeit, 

3. dienstrechtliche Stellung und Stellung in der 
Hochschule, Zahl und Art weiterer Beschäfti- 
gungsverhältnisse. 

§ 8 

Technisches, Verwaltungs- und sonstiges Personal 

Für den in § 3 Nr. 5 genannten Personenkreis 
werden folgende Tatbestände erhoben: 


1. Alter, Geschlecht, Vorbildung, 

2. Dienst- und Beschäftigungsverhältnis, Art der 
dienstlichen Verwendung. 

§ 9 

Schüler 

Bei den in § 3 Nr. 6 genannten Schülern werden 
folgende Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Wohnsitz, Schulort, Schul- 
zweig, 

2. Art des angestrebten Schulabschlusses, Art und 
Beginn des angestrebten Studiums, angestrebter 
Studienort, Berufsziel. 

§ 10 

Wehr- und ersatzdienstleistende 
Studienberechtigte 

Bei den in § 3 Nr. 7 genannten Wehr- und Ersatz- 
dienstleistenden werden folgende Tatbestände er- 
hoben: 

1. Angaben zur Person, Wohnsitze, 

2. Art und Beginn des angestrebten Studiums, an- 
gestrebter Studienort, Berufsziel. 

§ 11 

Hochschulen 

Bei den in. § 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrich- 
tungen werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Studienbewerber und Gasthörer nach Studien- 
gängen und ständigem Wohnsitz, 

2. von den beurlaubten Studenten und Exmatriku- 
lierten: Angaben zur Person, Wohnsitze, Studien- 
gang, Fachsemester sowie Grund der Exmatriku- 
lation oder Beurlaubung, 

3. Zahl der aufzunehmenden Studenten (Zulas- 
sungsquoten) sowie Zulassungsbeschränkungen 
nach Studiengängen und Studienabschnitten, 

4. abgehaltene Lehrveranstaltungen nach Fachrich- 
tung, Art und Dauer; angebotene Studien- 
abschlüsse nach Fachrichtungen sowie die jeweils 
vorgesehene Regelstudienzeit, 

5. Grundstücke, Gebäude und Räume sowie deren 
Größe, Ausstattung und Nutzung, 

6. Prüfungen nach Studiengängen, 

7. Promotionen und Habilitationen nach Fachrich- 
tungen. 
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§ 12 . 

Prüfungskandidateiir 
staatliche und kirchliche Prüfungsämter 

(1) Bei den Prüfungskandidaten (§ 3 Nr. 9) wer- 
den folgende Tatbestände erhoben; Angaben zur 
Person, Staatsangehörigkeit, Wohnsitze, Studien- 
verlauf, Art und Fachrichtung der abzulegenden 
Prüfung. 

(2) Bei den staatlidien und kirchlichen Prüfungs- 
ämtern {§ 2 Nr. 5) werden die Prüfungen nach 
Studiengängen erfaßt. 

§ 13 

Studentenwerke 

Bei den Studentenwerken {§ 2 Nr. 7) werden 
folgende Tatbestände erhoben: Grundstücke, Ge- 
bäude und Räume nach Größe, Ausstattung und 
Nutzung. 

§ 14 

Berichtszeit 

(1) Die Erhebungen nach §§ 4, 11 Nrn. 1 bis 4, § 11 
Nr. 6 sowie § 12 werden in jedem Semester durch- 
geführt. 

(2) Die Erhebungen nach §§ 5, 6, 8, 9, 10 und § 11 
Nr. 7 werden jährlich durchgeführt. 

(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 12, § 7, § 11 
Nr. 5 und § 13 werden alle fünf Jahre durchgeführt; 
die Bestandsveränderungen werden jährlich er- 
hoben. 

§ 15 

Rechts Verordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats 

1. anzuordnen, daß einzelne der in §§ 4 bis 13 ge- 
nannten Tatbestände nicht mehr erhoben werden, 
wenn die Ergebnisse dieser Erhebungen nicht 
mehr benötigt werden; 

2. anzuordnen, daß einzelne Erhebungen in größe- 
ren als den vorgesehenen Zeitabständen durch- 
zuführen sind, wenn dies für die Gewinnung 
zuverlässiger Ergebnisse ausreicht; 

3. anzuordnen, daß bei den Studenten (§ 3 Nr. 1) 
folgende Tatbestände ohne Nennung von Namen 
und Anschrift einmalig oder in einem bestimmten 
Turnus für einen begrenzten Zeitraum erhoben 
werden: 


Religionszugehörigkeit, Zahl der Kinder und 
Geschwister, Angaben zu Studium und Beruf des 
Ehepartners, Studienverlauf, angestrebter Stu- 
dienabschluß, Berufsziel, Werkarbeit und Wehr- 
übungen in den Semesterferien; Beruf, Aus- 
bildung und Erwerbstätigkeit der Eltern; Finan- 
zierung des Studiums; 

4. anzuordnen, daiß bei dem wissenschaftlichen Per- 
sonal einmalig oder in einem bestimmten Turnus 
für einen begrenzten Zeitraum ohne Nennung 
von Namen und Anschrift Erhebungen über den 
Arbeitszeitaufwand in Forschung, Lehre und 
Verwaltung sowie über wissenschaftliche Neben- 
tätigkeiten und die Gegenstände der Forschung 
durchgeführt werden; 

5. anzuordnen, daß bei Einrichtungen, die einem 
Hochschulstudium vergleichbare Fernstudien- 
lehrgänge oder Kurse der wissenschaftlichen 
Weiterbildung von mindestens dreiwöchiger 
Dauer anbieten, einmalig oder regelmäßig in 
einem bestimmten Turnus folgende Tatbestände 
erhoben werden: Träger der Einrichtung; Art, 
Fachrichtung, Dauer und Ziel der Lehrveranstal- 
tung; Zahl der Teilnehmer; bestandene Abschluß- 
prüfungen und deren staatliche Anerkennung. 

§ 16 

Auskunftserteilung 

(1) Auskunftspflichtig nach §§ 10 und 11 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke sind: 

1. die Studenten nach § 3 Nr. 1 für die Erhebungen 
nach § 4, 

2. die Teilnehmer an Weiterbildungskursen nach 
§ 3 Nr. 2 für die Erhebungen nach § 5, 

3. die Doktoranden nach § 3 Nr. 3 für die Er- 
hebungen nach § 6, 

4. die in § 3 Nr. 4 genannten Personen für die 
Erhebungen nach § 7, 

5. die Schüler nach § 3 Nr. 6 und deren gesetzliche 
Vertreter für die Erhebungen nach § 9, 

6. die wehr- und ersatzdienstleistenden Studien- 
berechtigten nach § 3 Nr. 7 für die Erhebungen 
nach § 10, 

7. die Prüfungskandidaten nach § 3 Nr. 9 für die 
Erhebungen nach § 12 Abs. 1, 

8. für die Erhebungen nach §§ 8, 11 und 13 die 
Leiter der Verwaltungen der in § 2 Nr. 1, 2 und 
7 genannten Einrichtungen, 

9. für die Erhebungen nach § 12 Abs. 2 die Leiter 
der dort bezeichneten Einrichtungen, 

10. für die Erhebungen nach § 3 Nr. 12 die Eigen- 
tümer und Verwalter der in § 2 Nr. 6 genannten 
Studentenwohnheime. 
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(2) Die Auskünfte sind den Erhebungsstellen zu 
erteilen. 

(3) Erhebungsstellen für die Erhebungen nach 
§§ 4, 5, 6, 7, 9 und 12 Abs. 1 sind die in § 2 Nr. 1 
bis 3 und § 2 Nr. 5 genannten Einrichtungen, bei 
denen der Auskunftspflichtige gemeldet oder tätig 
ist. Erhebungsstelle für die Erhebungen nach § 10 ist 
bei den wehrdienstleistenden Studienberechtigten 
der Bundesminister der Verteidigung oder die von 
ihm bestimmte Stelle, bei den ersatzdienstleistenden 
Studienberechtigten der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung oder die von ihm bestimmte 
Stelle. Die Erhebungsstellen haben für den termin- 
gerechten Eingang der Erhebungsbogen zu sorgen, 
die Richtigkeit insbesondere der Angaben zur Per- 
son zu überprüfen, soweit erforderlich die Ergän- 
zung und Berichtigung der Meldungen zu ver- 
anlassen und sie unverzüglich an die Statistischen 
Landesämter weiterzuleiten. 

§ 17 

Datenbank 

Im Statistischen Bundesamt wird eine hochschul- 
spezifische Datenbank als unselbständige Einrich- 
tung errichtet. Die dort gespeicherten Daten stehen 
allen interessierten Stellen und Personen unter Be- 
achtung der Geheimhaltungsvorschriften zur Ver- 
fügung. 

§ 18 

Geheimhaltung 

(1) Einzelangaben über persönliche oder sach- 
liche Verhältnisse von natürlichen Personen sind 
von den Auskunftsberechtigten und von Personen, 
denen Einzelangaben aufgrund der Absätze 2 oder 3 
zügeleitet worden sind, geheimzuhalten. Einzel- 
angaben über juristische Personen unterliegen nicht 
der Geheimhaltungspflicht nach § 12 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke. 

(2) Das Statistische Bundesamt, die Statistischen 
Landesämter und die Erhebungsstellen sind berech- 
tigt und verpflichtet, an die fachlich zuständigen 
obersten Bundes- und Landesbehörden sowie an die 
von ihnen bestimmten Stellen und Personen auf 
Verlangen Einzelangaben über die nach diesem Ge- 
setz erhobenen Tatbestände ohne Nennung von 
Namen und Anschrift natürlicher Personen weiter- 
zuleiten. Für wissenschaftliche Zwecke ist die 
Weiterleitung von Einzelangaben durch die Stati- 
stischen Ämter ohne Nennung von Namen und An- 
schrift natürlicher Personen zulässig. 

(3) Einzelangaben über die nach §§ 4, 5, 6, 7, 9, 
§ 11 Nr. 1 und 2 sowie § 12 Abs. 1 erfaßten Tat- 
sachen dürfen von den jeweils zuständigen Er- 
hebungsstellen für deren verwaltungsinterne 


Zwecke auch mit Namen und Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen verwendet werden. Wechseln die 
Auskunftspflichtigen die Schule oder Hochschule, so 
dürfen die Einzelangaben mit Namen und Anschrift 
an die neue Schule oder Hochschule für deren ver- 
waltungsinterne Zwecke weitergeleitet werden. 

(4) Die Befugnis nach den Absätzen 2 und 3, 
Einzelangaben weiterzuleiten, ist auf den Er- 
hebungsvordrucken bekanntzugeben. 

(5) § 13 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke gilt auch für Personen, die bei Stellen 
beschäftigt sind, denen Einzelangaben zugeleitet 
werden. 

§ 19 

Festlegung des Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramms 

Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
wird insoweit, als dies zur Erstellung einer einheit- 
lichen Bundesstatistik erforderlich ist, vom Stati- 
stischen Bundesamt im Benehmen mit den zustän- 
digen Landesbehörden festgelegt. 

§ 20 

Ausschuß für die Hocbscbulstatistik 

(1) Beim Statistischen Bundesamt wird ein Aus- 
schuß für die Hochschul Statistik gebildet. 

(2) Der Ausschuß berät das Statistische Bundes- 
amt bei der Erfüllung seiner ihm nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben, insbesondere bei der Er- 
stellung des Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramms und dessen jährlicher Anpassung an die 
Bedürfnisse der Hochschulplanung. Das Statistische 
Bundesamt hat die Anregungen und Vorschläge des 
Ausschusses zu prüfen, im Rahmen der rechtlichen 
und finanziellen Möglichkeiten zu berücksichtigen 
und dem Ausschuß darüber zu berichten. 

(3) Der Ausschuß setzt sich zusammen aus 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes 
oder seinem Vertreter als Vorsitzenden, 

2. drei Vertretern der Bundesministerien, mit zu- 
sammen elf Stimmen, die einheitlich abzugeben 
sind, 

3. je einem Vertreter der für die Hochschulen zu- 
ständigen obersten Landesbehörden, 

4. je einem Vertreter des Wissenschaftsrates und 
des Deutschen Bildungsrates, 

5. sechs von den Hochschulen entsandten Ver- 
tretern, darunter mindestens ein Vertreter der 
Hochschulverwaltungen, 
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6. drei Vertretern von wissenschaftlichen Einrich- 
tungen, die mit Fragen der Hochs diulplanung 
oder dem Aufbau und Betrieb eines Informations- 
systems im Hochschulbereich befaßt sind. 

(4) Vertreter der Statistischen Landesämter neh- 
men an den Sitzungen des Ausschusses mit beraten- 
der Stimme teil. Der Vorsitzende kann weitere Sach- 
verständige zu den Sitzungen einladen. 

(5) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 5 werden von 
der zentralen Repräsentanz der Hochschulen be- 
stimmt. 

(6) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 6 werden 
durch den Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes auf Vorschlag der in Frage kommenden Ein- 
richtungen berufen; der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft bestimmt die vorschlagsberechtig- 
ten Einrichtungen. 


§ 21 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 22 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Zu den wichtigsten Voraussetzungen für die Hoch- 
schulplanung gehören zuverlässige und aktuelle 
statistische Unterlagen. Die amtlichen Erhebungen 
im Hochschulbereich beruhen gegenwärtig auf Ver- 
waltungsanordnungen der Länder. Das Statistische 
Bundesamt wirkt bei der Vorbereitung und Durch- 
führung der Hochschul-Statistiken aufgrund eines 
Beschlusses der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 3. Mai 1950 und vom 7. Juli 1966 ko- 
ordinierend mit und stellt Bundesergebnisse zu- 
sammen. 

Dieses Verfahren reicht nicht aus, um mit der erfor- 
derlichen Aktualität zu bundeseinheitlichen Daten 
über die Hochschulen zu gelangen. Die Veröffent- 
lichung der Bundesergebnisse der sog. Großen Hoch- 
schulstatistik über die Studenten hat sich bis zu vier 
Jahre gegenüber dem Berichtszeitraum verzögert. 
Das lag z. T. daran, daß sich die Aufbereitung der 
Erhebungsbogen durch die einzelnen Statistischen 
Landesämter und die Weitergabe der Daten an das 
Statistische Bundesamt unterschiedlich schnell voll- 
zog. Zum anderen fehlten dem Statistischen Bundes- 
amt und den Statistischen Landesämtern die erfor- 
derlichen personellen und finanziellen Mittel, um 
die Umstellung auf ein Verfahren rasch durchführen 
zu können, das neben Angaben über Bestand und 
Struktur der Studenten (Studentenbestandsstatistik) 
auch Angaben über Studienverläufe (Studentenver- 
laufsstatistik) liefert. Das Fehlen einer einheitlichen 
und ausreichenden Rechtsgrundlage für die Statistik 
wirkte sich nachteilig auf die Vollständigkeit und 
Zuverlässigkeit der Erhebungen aus. Auch der Um- 
fang der Hochschulstatistik reicht für die heutigen 
Planungszwecke nicht mehr aus. So fehlen weithin 
amtlich erhobene Angaben über den Raumbestand; 
Angaben über das wissenschaftliche Personal wur- 
den nur in großen zeitlichen Abständen erhoben. 

Durch die Änderung des Grundgesetzes im Zuge der 
Finanzreform (vgl. 21. und 22. Grundgesetz-Ände- 
rungsgesetz vom 12. Mai 1969 - BGBl. I S. 359 bzw- 
S. 363) wurden der Ausbau und Neubau von Hoch- 
schulen (Art. 91 a Abs. 1 GG), die überregionale 
ForsdiungsfÖrderung und die Bildungsplanung 
(Art. 91 b GG) als Gemeinschaftsaufgaben von Bund 
und Ländern verfassungsrechtlich verankert. Der 
Bund hat ferner die Kompetenz für ein Hochschul- 
rahmengesetz (Art. 75 Abs. 1 Nr. 1 a GG) und für die 
gesetzliche Regelung der Ausbildungsbeihilfen 
(Art. 74 Nr. 13 GG) erhalten. Zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben und Zuständigkeiten auf dem Ge- 


biet des Hochschulwesens bedarf der Bund umfang- 
reicher statistischer Unterlagen. Um diese Unter- 
lagen zu erhalten und gleichzeitig einen einheit- 
lichen und reibungslosen Ablauf der Statistik sicher- 
zustellen sowie zu einer ständigen Verbesserung 
und Aktualisierung der Ergebnisse zu gelangen, ist 
es notwendig, die Hochschulstatistik für Bundes- 
zwecke gemäß Artikel 73 Nr. 11 Grundgesetz auf 
eine bundesgesetzliche Grundlage zu stellen (vgl. 
auch § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke vom 3. September 1953, BGBl. 1 
S. 1314, zuletzt geändert am 24. Mai 1968, BGBl. 1 
S. 503). 

Das Hochschulstatistikgesetz soll die Erhebung, Auf- 
bereitung und Speicherung von Daten ermöglichen, 
die für die Hochschulplanung bedeutsam sind. 

Zur Gewinnung aktueller und für die Hochschul- 
planung relevanter Daten müssen Erhebung und 
Aufbereitung des statistischen Materials kurzfristig 
den sich verändernden Bedürfnissen der Benutzer 
der Hochschulstatistik angepaßt werden können. Der 
Mitwirkung der Benutzer der Statistik bei der Ent- 
wicklung und Aktualisierung des Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramms wird daher große Bedeu- 
tung beigemessen. In dem Ausschuß für die Hoch- 
schulstatistik, der beim Statistischen Bundesamt ein- 
zurichten ist, sind die wichtigsten Benutzer der 
Hochschulstatistik vertreten. Der Ausschuß stellt 
gleichsam die Verbindung zwischen den Benutzern 
und der amtlichen Statistik dar. Der Entwurf ermög- 
licht es dem Ausschuß, die Bedürfnisse der Benutzer 
hinreichend zur Geltung zu bringen. Eine besondere 
Bedeutung kommt hierbei auch Einrichtungen zu, die 
sich - wie die Hochschul-Informations-System 
GmbH - mit der Entwicklüng von Methoden und 
Modellen für Zwecke der Planung und Verwaltung 
in den Hochschulen befassen. 

In dem Entwurf wird betont, daß - obgleich es sich 
um eine Statistik für Bundeszwecke handelt - die 
Ergebnisse selbstverständlich auch den Hochschulen, 
den Ländern, den im Bildungswesen tätigen Organi- 
sationen sowie allen sonst interessierten Stellen und 
Personen zur Verfügung stehen. Es wird ausdrück- 
lich. gefordert, das Erhebungs- und Aufbereitungs- 
programm so zu gestalten, daß die erhobenen Daten 
auch für Planungs- und Verwaltungszwecke der 
Hochschulen und der Länder Verwendung finden 
können. 

Die nach diesem Gesetz zu erhebenden Daten wer- 
den wegen Artikel 73 Nr. 1 1 GG, der durch Bundes- 
gesetz nur eine Regelung der Statistik für Bundes- 
zwecke zuläßt, nicht alle Informationsbedürfnisse 
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der Hochschulen und der Länder befriedigen können. 
Die Länder werden jedoch durch dieses Gesetz nicht 
gehindert, aufgrund eigener Gesetze oder Verwal- 
tungsanordnungen zusätzliche Daten zu erheben. 
Auch die Hochschulen können aufgrund besonderer 
landesgesetzlidier Ermächtigungen oder aufgrund 
ihrer Anstaltsgewalt zusätzliche Erhebungen für 
eigene Zwecke durchführen. Dies wird beispiels- 
weise für die Rationalisierung von Betriebsabläufen 
in den Hochschulen oder die bessere Nutzung der 
Hochschulkapazitäten notwendig sein. 

Die bisherige Form der Verfügbarkeit der Daten in 
Veröffentlichungen der statistischen Ämter genügt 
den Anforderungen nicht mehr; denn künftig müssen 
alle Hochschuldaten rasch und in jeder beliebigen 
Kombination und Aggregation verfügbar sein. Das 
ist nur durch Datenbanken zu leisten. Die nach 
diesem Gesetz erhobenen Daten werden daher in 
eine hochschulspezifische Datenbank eingehen, die 
als Teil der Statistischen Datenbank im Statistischen 
Bundesamt zu errichten ist. Die dort gespeicherten 
Daten werden - unter Beachtung der Geheim- 
haltungsvorschriften des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke - allen Interessenten zugänglich 
sein. 

Die von der Hochschul-Informations-System GmbH 
vorgeschlagene Errichtung eines Hochschulinforma- 
tionssystems als Öffentlich-rechtliche Einrichtung, die 
sowohl vom Staat wie von den Hochschulen ge- 
tragen wird und das Recht zu eigenständigen Er- 
hebungen haben soll, ist verfassungsrechtlich nicht 
durch Bundesgesetz möglich. Der Bund besitzt nach 
Art. 73 Nr. 11 GG lediglich die Gesetzgebungskom- 
petenz für die Statistik für Bundeszwecke. Auch 
Art. 87 Abs. 3 GG i. V. m. Art 75 Abs. 1 Nr, 1 a GG 
kann nicht herangezogen werden, da die Einrich- 
tung von Bundesoberbehörden oder bundesunmittel- 
baren Körperschaften des öffentlichen Rechts nur 
dann zulässig ist, wenn diese ihre Aufgaben selb- 
ständig wahrnehmen können, ohne auf eine ständige 
Zuarbeit durch die Länder und die Hochschulen 
angewiesen zu sein. Hinzu kommt, daß eine general- 
klauselartige Ermächtigung zur Erhebung von Daten 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen verfassungs- 
rechtlich bedenklich ist. 


II. Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Das Hochschulstatistikgesetz soll die Erhebung, Auf- 
bereitung und Speicherung von Daten, die für die 
Hochschulplanung bedeutsam sind, bundeseinheit- 
lich regeln und sichern. 

Die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Hoch- 
schulplanung erstrecken sich insbesondere auf die 
Mitwirkung bei der Planung und Finanzierung des 
Ausbaus und Neubaus von Hochschulen (Art. 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 Grundgesetz in Verbindung mit dem 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgaben „Ausbau 


und Neubau von Hochschulen" (Hochschulbauförde- 
rungsgesetz) vom 1. September 1969 i. d. F. vom 
3. September 1970 (BGBl. I Seite 1301). Das erfordert 
eine Vielzahl zukunftsbezogener Entscheidungen 
z. B. über die Bereitstellung von Studienplätzen, den 
Bedarf an wissenschaftlichem Personal und an 
Finanzmitteln. § 2 HBFG macht deutlich, wieviel 
Informationen bei der Erfüllung der Gemeinschafts- 
aufgabe zu verwerten sind: 

Aufgabenstellung, Fachrichtungen, Zahl, Größe und 
Standort der Hochschulen, das Angebot an Aus- 
bildungsplätzen, Forschungsschwerpunkte, Verhält- 
nis von Forschung und Lehre, funktionsgerechte 
Hochschulstruktur, Neuordnung des Studiums, Aus- 
nutzung der vorhandenen und neuen Einrichtungen. 
Um langfristige Zielvorstellungen über die künf- 
tigen Ausbildungskapazitäten erarbeiten zu kön- 
nen, sind ferner die Nachfrage nach Studienplätzen 
und der Mindestbedarf an qualifizierten Absolven- 
ten aus dem Hochschulbereich zu ermitteln. Gleich- 
zeitig sind die gegenwärtig vorhandenen personel- 
len und räumlichen Kapazitäten festzustellen. Damit 
ist der Rahmen für die benötigten Grunddaten und 
Grundsachverhalte, wie sie im einzelnen in § 3 ge- 
nannt sind, abgesteckt. 

Ein erheblicher Teil der nach diesem Gesetz zu 
erhebenden Daten ist auch für die Länder und Hoch- 
schulen von Bedeutung. Um unwirtschaftliche Dop- 
pelerhebungen zu vermeiden, ist es daher wichtig, 
daß die Erhebung und Aufbereitung der Daten so 
erfolgt, daß sie auch für Zwecke der Planung und 
Verwaltung in Hochschulen und Ländern Verwen- 
dung finden können. Das bundeseinheitlich festzu- 
legende Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
(§ 19) wird aus diesem Grunde einer besonders in- 
tensiven Beratung im Ausschuß für die Hochschul- 
statistik bedürfen (§ 20). 

Nach § 10 Abs. 1 des Regierungsentwurfs eines 
Hochschulrahmengesetzes (Bundesrats-Drucksache 
689/70) sind die Hochschulen verpflichtet, mehr- 
jährige Hochschul entwicklungspläne aufzustellen 
und fortzuschreiben. Hierzu werden die Hochschulen 
mehr Daten brauchen als nach dem vorliegenden 
Entwurf erhoben werden sollen, da sich dieser auf 
Erhebungen für Bundeszwecke beschränken muß. 
Absatz 3 legt daher fest, daß die Erhebung von 
Daten, die zur Aufstellung von Hochschulentwick- 
lungsplänen erforderlich sind und aufgrund dieses 
Gesetzes nicht erhoben werden, durch Landesgesetz 
geregelt wird. 


Zu § 2 Nr. 1 

In die Statistik werden entsprechend dem Geltungs- 
bereich der Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 a und 91 a Abs. 1 
Nr. 1 Grundgesetz alle Arten von Hochschulen em- 
bezogen: Gesamthochschulen, Universitäten, Tech- 
nische Hochschulen, Pädagogische Hochschulen, 
Kunst-, Musik- und Sporthochschulen, Fachhoch- 
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schulen. Zur Gewährleistung eines ausreichenden 
und ausgeglichenen Angebots an Ausbildungs- 
plätzen (vgl. § 2 Nr. 1 Hochschulbauförderungs- 
gesetz) müssen darüber hinaus bei der Hochschul- 
planung auch diejenigen Einrichtungen des tertiären 
Bildungsbereichs berücksichtigt werden, die in pri- 
vater, kommunaler, kirchlicher oder staatlicher 
Trägerschaft stehen und denen die Eigenschaft einer 
staatlich anerkannten Hochschule verliehen worden 
ist oder deren Abschlüsse durch staatliche Anerken- 
nung den vergleichbaren berufsbefähigenden Ab- 
schlüssen an staatlichen Hochschulen gleichgestellt 
sind (vgl. § 54 bzw. § 55 des Regierungsentwurfs für 
ein Hochschulrahmengesetz - Bundesrats-Drucksache 
689/70). Das bezieht sich insbesondere auf nicht- 
öffentliche Bildungseinrichtungen im Bereich der 
Fachhochschulen, auf verwaltungsinterne Ausbil- 
dungsstätten sowie auf die Kirchlichen und Philo- 
sophisch-Theologischen Hochschulen. 

Da sich die Ausbildungskapazität in den klinischen 
Semestern des Medizinstudiums vor allem nach den 
in Hochschulkliniken und sonstigen Krankenanstal- 
ten zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätzen 
bestimmt, sind außer den Hochschulkliniken (vgl. 
Art. 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG) auch die sonstigen der 
Ausbildung von Studenten dienenden Kranken- 
anstalten in die Erhebungen mit einzubeziehen. 


Zu § 2 Nr. 2 

Der Erhebungsbereich erstreckt sich auch auf Inge- 
nieurschulen, Höhere Fachschulen und gleichrangige 
Bildungseinrichtungen, soweit diese nicht dem Fach- 
hochschulbereich angehören und damit bereits unter 
§ 2 Nr. 1 fallen. Unabhängig von der Trägerschaft 
werden sowohl öffentliche wie staatlich anerkannte 
private wie auch verwaltungsinterne Einrichtungen 
erfaßt. Die Notwendigkeit ihrer Aufnahme in die 
Hochschulstatistik ergibt sich einmal daraus, daß die 
in § 2 Nr. 2 genannten Institutionen des berufs- 
bildenden Schulwesens generell für die Einbezie- 
hung in den Hochschulbereich in Frage kommen, so 
daß eine vorausschauende Planung sie schon früh- 
zeitig in ihre Überlegungen einbeziehen muß. Zum 
anderen erfüllen diese Einrichtungen schon heute 
die Voraussetzungen für die Zuerkennung der fach- 
gebundenen Hochschulreife an ihre Absolventen, die 
durch Ablegung einer Ergänzungsprüfung auch die 
allgemeine Hochschulreife erwerben können; die 
Erfassung dieser Einrichtungen ist daher für die 
Voraus Schätzung des erwarteten Zugangs zu den 
Hochschulen von Bedeutung. 


Zu § 2 Nr. 3 

Eine hinreichend sichere Vorausschätzung der Stu- 
dienanfängerzahlen erfordert die Einbeziehung der 
Oberstufe der Gymnasien und sonstigen allgemein- 
und berufsbildenden Schulen in die Hochschulstati- 


stik in dem Umfang, wie dies zur Feststellung des 
Hochschulzugangs nach Fachrichtungen erforderlich 
ist. 

Der Entwurf verwendet in Anlehnung an die Termi- 
nologie des Bildungsberichts 70 der Bundesregie- 
rung (Bundestagsdrucksache VI/925) und der Emp- 
fehlungen der Bildungskommission des Deutschen 
Bildungsrates und des Wissenschaftsrates zur Be- 
zeichnung der Oberstufe der Sekundarschule den 
Begriff „Sekundarschulstufe 11". Das gegenwärtige 
Schulsystem begreift darunter die Schuljahre 11, 12 
und 13. 

Erfaßt werden durch § 2 Nr. 3 die Oberstufen aller 
- nicht bereits in § 2 Nr. 2. genannten - öffentlichen 
und staatlich anerkannten privaten Schulen, die zum 
Erwerb einer Studienberechtigung (allgemeine Hoch- 
schulreife, fachgebundene Hochschulreife, Fachhoch- 
schulreife) führen, also auch Fachoberschulen, Auf- 
baugymnasien, Abendgymnasien, Kollegs. Erfaßt 
werden die Schüler (§ 3 Nr. 6) dieser Einrichtungen 
jedoch nur im Rahmen des Erhebungszwecks, Unter- 
lagen für die Vorschätzung des Hochschulzugangs 
zu gewinnen (vgl. § 9). Die teilweise Auflösung des 
Klassenprinzips im Zuge der Neugestaltung des 
Sekundarschulwesens, insbesondere jedoch die Ent- 
wicklung langfristig ausgerichteter Planungs- und 
Prognosemodelle verlangen eine am Planungszweck 
orientierte Abgrenzung des Erhebungsbereichs. Die 
Erhebungen werden daher in der Regel nicht auf die 
Abgangsklasse beschränkt werden können. 

Um Doppelerhebungen im Schulbereich zu ver- 
meiden, wird es sich als zweckmäßig erweisen, die 
nach diesem Gesetz durchzuführenden Erhebungen 
mit den schulstatistischen Erhebungen der Länder zu 
koordinieren. 

Zu § 2 Nr. 4 

Die mangels empirischer Untersuchungen nicht be- 
legbare Annahme, daß sich die Studienabsichten der 
Abiturienten (Studienwilligkeit, Studienfach- und 
Studienortwahl, Zeitpunkt der Aufnahme des Stu- 
diums) während der Ableistung des Wehr- bzw. 
Ersatzdienstes vielfach ändern, zwingt dazu, die 
wehr- und ersatzdienstleistenden Studienberechtig- 
ten in den Erhebungsbereich miteinzubeziehen. 

Auf diese Weise wird es möglich, die früher ge- 
äußerten Studienwünsche der Schüler später ent- 
sprechend zu korrigieren. Das ist im Hinblick auf die 
große Zahl der wehr- und ersatzdienstleistenden 
Studienberechtigten auch erforderlich, um die Aus- 
sagekraft der Ergebnisse der Statistik der Schüler 
(§ 9) nicht in Frage zu stellen. 

Zu § 2 Nr. 5 

Die Erfassung der Prüfungen nach Studiengängen 
(§11 Nr. 6 und § 12 Abs. 2) bei den Prüfungsämtern 
ist zur Feststellung von Verweilzeiten, fächerspezi- 
fischen Erfolgsquoten und für Soll-Ist-Vergleiche im 
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Rahmen von Bedarfsuntersuchungen zum Beschäfti- 
gungssystem erforderlich. Die Nennung der akade- 
mischen Prüfungsämter in § 2 Nr. 5 ist entbehrlich, 
da diese Teil der Hochschulen selbst sind. § 3 Nr. 10 
bzw. § 11 Nr. 6 und § 12 Abs. 2 sehen dementspre- 
chend vor, daß die Staats- und kirchlichen Prüfungen 
bei den staatlichen bzw. kirchlichen Prüfungsämtern 
erhoben werden; die Hochschul- und sonstigen Stu- 
dienabschlußprüfungen werden bei den die Prüfung 
abnehmenden, in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrich- 
tungen selbst erfaßt. 

Zu § 2 Nr. 6 

Die Hochschulbaupolitik kann den Wohnungsbedarf 
der Studenten nicht unberücksichtigt lassen. Der 
Nachfrage nach Studienplätzen muß auch ein ent- 
sprechendes Wohnungsangebot gegenüberstehen. 
Für die Hochschulplanung ist es daher bedeutsam, 
statistische Unterlagen über die Anzahl der in staat- 
lich geförderten Studentenwohnheimen zur Ver- 
fügung stehenden Wohnheimplätze zu erhalten (vgl. 
§ 3 Nr. 12). Erfaßt werden durch § 2 Nr. 6 ohne 
Rücksicht auf die Rechtsträgerschaft staatliche, kom- 
munale, kirchliche und private Studentenwohn- 
heime. 

Zu § 2 Nr. 7 

Die Erweiterung der Ausbildungskapazität der Hoch- 
schulen muß mit einer entsprechenden Entwicklung 
der sozialen Einrichtungen für Studenten abgestimmt 
werden. Daher sind auch die Studentenwerke und 
die von ihnen verwalteten Einrichtungen in die 
Erhebungen einzubeziehen. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift legt fest, für welche Einheiten 
innerhalb des durch § 2 abgesteckten Erhebungs- 
bereichs Angaben zu erfragen sind; die Bestimmung 
der zu erfassenden Tatbestände erfolgt in den §§ 4 
bis 13. 

Bei der Abfassung der Merkmalskataloge in §§ 4 
bis 13 ist darauf Bedacht genommen worden, daß die 
Erhebungsgegenstände so genau wie aus rechtlichen 
Gründen nötig, andererseits aber auch möglichst 
flexibel umschrieben sind, damit für wechselnde 
Fragestellungen bei der Hochschulplanung in gewis- 
sem Umfange Spielraum bleibt. So ist beispielsweise 
unter dem Merkmal „Angaben zur Person'' der 
Familienname, der Vorname, das Geschlecht, das Ge- 
burtsdatum, der Geburtsort und der Familienstand 
zu erfragen. Sollte es zur Einführung eines bundes- 
einheitlichen Personenkennzeichens kommen (vgl. 
2. Bericht der Bundesregierung über die Anwendung 
der elektronischen Datenverarbeitung in der Bun- 
desverwaltung vom 17. April 1970, Bundestagsdruck- 
sache VI/648, Nr. 6.5.2. 1), so würde auch dieses unter 
die „Angaben zur Person" fallen. 


Zu § 3 Nr. 1 und § 4 

Zu befragen sind deutsche und ausländische Studen- 
ten; nicht jedoch Gasthörer und Beurlaubte, die nach 
§11 Nr. 1 bzw. Nr. 2 bei den betreffenden Einrich- 
tungen selbst erhoben werden. 

Die Studentenstatistik ist sowohl als Bestands- wie 
auch als Verlaufsstatistik zu führen. Mit der Um- 
stellung der sog. Großen Hochschulstatistik auf das 
neue Verfahren einer Verlaufsstatistik ist bereits im 
Wintersemester 1966/67 begonnen worden. Der Be- 
griff Verlaufsstatistik bezeichnet eine neue Auf- 
bereitungsmethode; Die Individualangaben der Stu- 
denten werden über konstante Identifikationsmerk- 
male semesterweise z;usammengeführt, um auf diese 
Weise Stromgrößen über den Studienverlauf zu 
gewinnen, d. h. Aussagen über Verweilzeiten, Sicker- 
quoten, Fachrichtungs- und Hochschulwechsel. 

Angaben über die Tätigkeit zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Studiums 
sollen Verknüpfungen mit dem späteren Studien- 
gang und dem Berufsziel ermöglichen. Die Erfragung 
des Berufsziels ist ebenfalls zu Verknüpfungs- 
zwecken und als Kontrollfrage notwendig; so lassen 
sich beispielsweise erst hieraus genauere Angaben 
herleiten, welche Studiengänge etwa für den Beruf 
des Journalisten oder des Statistikers bevorzugt 
werden. 

Unter den Tatbestand Studienverlauf fallen An- 
gaben über; Hochschulsemester, Fachsemester, Fach- 
bereich, Fachrichtung und Studiengang, Erstimmatri- 
kulation, Beurlaubungen, bestandene Prüfungen, 
Fach- und Hochschulwechsel. 

Durch Angaben über die Ausbildung der Eltern und 
deren Stellung im Beruf wird eine Korrelation des 
Sozialstatus der Studenten mit Studiendauer, Stu- 
dienwechsel und Studienerfolg (drop out) möglich. 
Erst damit können Aussagen über den Grad der 
erreichten Chancengleichheit im Bildungswesen ge- 
wonnen werden. 

Zu § 3 Nr. 2 und § 5 

Zu den allgemeinen Aufgaben der Hochschulen ge- 
hört auch die wissenschaftliche Weiterbildung (vgl. 
§ 2 Satz 3 des Regierungsentwurfs eines Hochschul- 
rahmengesetzes - Bunde srats-Drucksache 689/70). 
Uber die für diesen Bereich künftig zur Verfügung 
zu stellenden Kapazitäten bestehen noch keine ge- 
naueren Vorstellungen. Auch die Nachfrage nach 
Art und Ziel von Weiterbildungsveranstaltungen ist 
noch nicht bekannt. Daher ist es erforderlich, eine 
Befragung der Teilnehmer an Weiterbildungskursen 
durchzuführen. 

Zu § 3 Nr. 3 und § 6 

Statistische Unterlagen über die Doktoranden und 
die Finanzierung ihrer Promotion sind insbesondere 
wegen der Promotions- und Graduiertenförderungs- 
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Programme unentbehrlich. Bedeutung bei der Hodi- 
schulplanung kommen den Doktoranden darüber 
hinaus als Benutzer der Hochschuleinrichtungen und 
als Hochschullehrernachwuchs zu. Da sie nur zum 
Teil eingeschriebene Studenten sind, ist eine geson- 
derte Erhebung erforderlich. 

Zu § 3 Nr. 4 und § 7 

Zum wissenschaftlichen und künstlerischen Personal 
an Hochschulen (§ 2 Nr. 1) gehören die Hochschul- 
lehrer (Professoren, Assistenzprofessoren, Wissen- 
schaftliche Räte, Dozenten), die Bibliotheksdirek- 
toren, Akademische Räte, Studienräte und Richter 
im Hochschuldienst, die wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiter (wissenschaftliche Assi- 
stenten, wissenschaftliche Angestellte, Lektoren). 
§ 3 Nr. 4 erfaßt weiter die Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben, die Lehrbeauftragten sowie die wissen- 
schaftlichen Hilfskräfte, zu denen auch die studen- 
tischen Hilfskräfte und die Tutoren zu zählen sind. 

Auf das Vorliegen eines Beamten- oder Angestell- 
tenverhältnisses zum Land bzw. zur Hochschule ist 
nicht abzustellen. Entscheidend ist vielmehr, daß der 
Betroffene in der Hochschule forschend oder lehrend 
tätig oder mit wissenschaftlichen Dienstleistungen 
betraut ist. Erfaßt werden daher auch diejenigen 
Personen, deren wissenschaftliche Tätigkeit aus 
Drittmitteln finanziert wird, wie z. B. die Inhaber 
von Stiftungslehrstühlen und die Stipendiaten der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft. 

Zum wissenschaftlichen Personal an Ingenieur- 
schulen, Höheren Fachschulen und entsprechenden 
Einrichtungen (§ 2 Nr. 2) gehört der gesamte Lehr- 
körper. 

Die Statistik des wissenschaftlichen und künstle- 
rischen Personals wird als Bestandsstatistik mit Ver- 
änderungsdienst geführt. Damit wird die Möglich- 
keit eröffnet, nach der Erfassung des Gesamt- 
bestands für eine fünfjährige Fortschreibung jeweils 
nur die Veränderungstatbestände zu erheben (vgl. 
§ 14 Abs. 3). 

Zu § 3 Nr. 5 und § 8 

Für das technische, Verwaltungs- und sonstige Per- 
sonal bedarf es keiner Individualerhebung ; hier ge- 
nügt es, die in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrich- 
tungen zu befragen (§ 16 Abs. 1 Nr. 8). 

Zu § 3 Nr. 6 und § 9 

Die Notwendigkeit, bei den Schülern eine Indivi- 
dualerhebung durchzuführen, ergibt sich aus den in 
§ 9 Nr. 2 genannten Fragen. Die namentliche Er- 
fassung der Schüler läßt darüber hinaus eine Ver- 
knüpfung mit der Studentenverlaufsstatistik zu. Auf 
diese Weise können der Umfang und die zeitliche 
Verzögerung des Übergangs von den allgemein- und 
berufsbildenden Schulen auf die Hochschulen er- 
mittelt werden. 


Die Angaben zur Person dienen lediglich dazu, auch 
vor der Einführung eines bundeseinheitlichen Per- 
sonenkennzeichens eine Identifikation für eine Ver- 
laufsstatistik im Hochschulbereich zu ermöglichen. 
Nach Einführung des Personenkennzeichens können 
sich daher die Angaben zur Person auf die Angabe 
des Personenkennzeichens beschränken. 

Bei der Festlegung der zu erhebenden Tatbestände 
wurde der einschränkende Soweit-Satz des § 2 Nr. 3 
beachtet; nur solche Daten werden erhoben, die 
Grundlage für die Vorausschätzung des Hochschul- 
zugangs sind. Durch die Erfragung von Wohnsitz 
und Schulort soll eine regionale Gliederung der 
Studierwilligen ermöglicht und der regionale Ein- 
zugsbereich der Hochschulen ermittelt werden. Der 
Schulzweig innerhalb eines Schultyps und einer 
Schulgattung (z. B. Humanistisches Gymnasium - 
Neusprachlicher Zweig) ist ein wichtiger Anhalts- 
punkt für die Prognose der Studienfachwahl. Nach 
einer Aufgliederung der Sekundarschuloberstufen- 
Abschlüsse entsprechend den Empfehlungen des 
Deutschen Bildungsrates („Zur Neugestaltung der 
Abschlüsse im Sekundarschulwesen", 1969, Seite 
48 f.) kommt auch der Art des angestrebten Schul- 
abschlusses eine präformierende Rolle bei der Wahl 
des Studieilfachs zu. Erhebungen über die Art und 
den Beginn des angestrebten Studiums sowie des 
angestrebten Studienorts liefern unmittelbar für die 
Hochschulplanung notwendige Daten. 

Zu § 3 Nr. 7 und § 10 

Angaben der wehr- und ersatzdienstleistenden Stu- 
dienberechtigten zur Person und zum Wohnsitz sind 
nötig, um die bereits aus der Schülererhebung nach 
§ 9 gewonnenen Daten (vgl. § 9 Nr. 2 und § 10 Nr. 2) 
entsprechend der in der Zwischenzeit evtl, einge- 
tretenen Änderungen in den Studienabsichten korri- 
gieren zu können und um Mehrfachzählungen zu 
vermeiden. 

Um Mehrfacherhebungen bei denselben Personen zu 
vermeiden, sind jeweils nur die wehr- und ersatz- 
dienstleistenden Studienberechtigten zu befragen, 
die im Laufe der auf die Erhebung folgenden zwölf 
Monate entlassen werden. 

Zu § 3 Nr. 8 und § 11 Nr. 1 bis 4 

Bei den Hochschulen, Ingenieurschulen und Höheren 
Fachschulen sind die Personen zu erheben, deren 
individuelle Befragung entweder nicht ohne weiteres 
möglich (Studienbewerber, Beurlaubte, Exmatriku- 
lierte) oder nicht nötig ist (Gasthörer). Trotzdem 
müssen für die Beurlaubten und Exmatrikulierten 
auch Angaben zur Person und zum Wohnsitz ge- 
macht werden, da nur über das Identifikationsmerk- 
mal eine Zusammenführung mit der Studentenver- 
laufsstatistik möglich ist. 

Vor allem für die Engpaßfächer von großer Bedeu- 
tung ist der Zusammenhang zwischen den Studien- 
bewerbern, den Zulassungsbeschränkungen und den 
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Zulassungsquoten. Über die Festlegung der Zu- 
lassungsquoten gelten nach Verabschiedung des 
Hochschulrahmengesetzes die dort enthaltenen Be- 
stimmungen (vgl. §§29 und 61 des Regierungsent- 
wurfs eines Hochschulrahmengesetzes). 

Die Erhebung der abgehaltenen Lehrveranstaltungen 
ermöglicht u. a. Feststellungen zur Kapazitätsaus- 
lastung. Die angebotenen Studienabsdilüsse sind vor 
allem für die Berufs- und Studienberatung wichtig. 

Zu § 3 Nrn. 9 und 10 sowie § 11 Nr. 6 und § 12 

Zur Feststellung von Erfolgsquoten muß die Studen- 
tenverlaufsstatistik (§ 4) mit der Statistik der Prü- 
fungskandidaten (§ 12 Abs. 1) und der Statistik der 
Prüfungen (§ 12 Abs. 2) verknüpft werden. 

Da die Prüfungskandidaten teilweise bereits bei 
Ablegung der Prüfung exmatrikuliert sind und aus 
diesem Grunde eine Individualbefragung über das 
Prüfungsergebnis nicht mehr durchführbar ist, muß 
der positive bzw. negative Ausgang der Prüfung bei 
den Prüfungsämtern erfragt werden. Dabei sind die 
hochschuleigenen Prüfungen nach § 11 Nr. 6 bei den 
Hochschulen (akademischen Prüfungsämtern), die 
kirchlichen und Staatsprüfungen nach § 12 Abs. 2 
bei den kirchlichen und staatlichen Prüfungsämtern 
zu erfassen. 

Nach § 3 Nr. 9 und entsprechend § 12 Abs. 1 sind 
auch die Kandidaten zu befragen, die sich zur Ab- 
legung der Doktorprüfung gemeldet haben. Der 
Prüfungsausgang wird auch hier nach § 1 1 Nr. 6 bei 
der Hochschule (Fachbereich) erfragt. Somit ist über 
eine Zusammenführung mit der Statistik der Dok- 
toranden (§ 6) auch bei den Doktoranden die Fest- 
stellung von Erfolgsquoten nach Fachrichtungen 
möglich. 

Zu § 3 Nr. 10 und § 11 Nr. 7 

Zur Feststellung des Potentials für den Hochschul- 
lehrernachwuchs melden die Hochschulen listen- 
mäßig die Zahl der Promotionen und Habilitationen 
nach Fachrichtungen. 

Zu § 3 Nr. 11 sowie § 11 Nr. 5 und § 13 

Statistische Unterlagen über Grundstücke, Gebäude 
und Räume der Hochschulen, Ingenieurschulen und 
Höheren Fachschulen sowie der Studentenwerke 
sind insbesondere für die gemeinsame Rahmen- 
planung (vgl. §§ 5, 6 Nr. 1 Hochschulbauförderungs- 
gesetz) unerläßlich. 

Unter den Begriff „Ausstattung" fallen alle tech- 
nischen Daten, die für die Feststellung der Benutz- 
barkeit von Bedeutung sind. 

Zu § 3 Nr. 12 

Zur Erhebung der Wohnheimplätze vgl. die Begrün- 
dung zu § 2 Nr. 6. 


Zu § 14 

Diese Vorschrift regelt die Berichtszeit und die 
Periodizität der Erhebungen. 

Semesterweise werden durchgeführt: die Erhebun- 
gen bei den Studenten (§ 4), die Erhebungen bei den 
Hochschulen nach § 11 Nrn. 1 bis 4 und Nr. 6 (Stu- 
dienbewerber und Gasthörer, beurlaubte Studenten 
und Exmatrikulierte, Zulassungsquoten und Zulas- 
sungsbeschränkungen, abgehaltene Lehrveranstal- 
tungen und angebotene Studienabschlüsse, Prüfun- 
gen) sowie die Erhebungen bei den Prüfungskandi- 
daten und Prüfungsämtern (§ 12). 

Jährlich werden durchgeführt: die Erhebungen bei 
den Teilnehmern an Weiterbildungskursen (§ 5), bei 
den Doktoranden (§ 6), beim Personal (§§ 7 und 8), 
bei den Schülern (§ 9), bei den wehr- und ersatz- 
dienstleistenderi Studienberechtigten (§ 10) sowie 
bei den Hochschulen die Erhebung der Promotionen 
und Habilitationen (§ 11 Nr. 7). 

Alle fünf Jahre werden durchgeführt: die Erhebung 
der Wohnheimplätze (§ 3 Nr. 12), des wissenschaft- 
lichen und künstlerischen Personals (§ 7) sowie der 
Grundstücke, Gebäude und Räume bei den Hoch- 
schulen und Studentenwerken (§11 Nr. 5 bzw. § 13). 
Erfahrungsgemäß sind Veränderungsdienste so un- 
genau, daß alle fünf Jahre durch eine Gesamt- 
erhebung eine neue Datenbasis geschaffen werden 
muß. 

Zu § 15 Nrn. 1 und 2 

Durch die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen soll die Erhebung einzelner Tatbestände 
eingestellt werden können, ohne daß es hierzu einer 
Gesetzesänderung bedarf. 

Aus demselben Grund soll die im Gesetz vorge- 
sehene Periodizität der Erhebungen verlängert, 
d. h. einem gesunkenen Bedarf an aktuellen Daten 
angepaßt werden können. 

Zu § 15 Nrn. 3 und 4 

Durch diese Rechtsverordnungsermächtigungen soll 
die Möglichkeit geschaffen werden, in anonymisier- 
ter Form Sozialdaten bei den Studenten (§ 15 Nr. 3) 
und Forschungsdaten bei dem wissenschaftlichen 
Personal (§ 15 Nr. 4) zu erheben. Damit können die 
regelmäßig durchzuführenden Erhebungen bei den 
Studenten (§ 4) und dem wissenschaftlichen Personal 
(§ 7) entlastet werden. Gleichzeitig wird durch die 
Durchführung einer gesonderten Erhebung ohne Er- 
fragung von Namen und Anschrift dem hier beson- 
ders dringlichen Geheimhaltungsinteresse der Aus- 
kunftspflichtigen genügt. 

Nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 136 Weim. Verf. muß 
die Frage nach der Zugehörigkeit zu einer Religions- 
gesellsdiaft gesetzlich angeordnet sein. Die Er- 
hebung ist erforderlich, um den Grad der Verwirk- 
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lichung der Chancengleichheit im Bildungswesen in 
gewissen Zeitabständen auch insoweit überprüfen 
zu können. 

Da ohne Identifikationsmerkmal eine Zusammen- 
führung der Erhebungen nach § 15 Nr. 3 und § 4 
nicht möglich ist, müssen gewisse Grunddaten (wie 
z. B. Studienverlauf und angestrebter Studien- 
abschluß), die bei den Studenten bereits nach § 4 
erhoben werden, auch bei der Erhebung nach § 15 
Nr. 3 noch einmal gefragt werden. 

Zu §15 Nr. 5 

Diese Vorschrift enthält eine Rechtsverordnungs- 
ermächtigung für zwei zu unterscheidende Bereiche. 
Einmal sollen Einrichtungen, die einem Hochschul- 
studium vergleichbare Fernstudienlehrgänge anbie- 
ten, befragt werden können. Dies ist deshalb erfor- 
derlich, weil nicht davon ausgegangen werden kann, 
daß Träger solcher Lehrgänge auf jeden Fall die in 
§ 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen sein wer- 
den. Fernstudienlehrgänge an den Hochschulen, 
Ingenieurschulen und Höheren Fachschulen werden 
durch § 11 Nr. 4 auch regelmäßig erfaßt. 

Zum anderen enthält § 15 Nr. 5 eine Rechtsverord- 
nungsermächtigung zur Durchführung von Erhebun- 
gen bei den Einrichtungen, die Kurse der wissen- 
schaftlichen Weiterbildung anbieten. Zweck der Er- 
hebungen ist es, einen Überblick über Veranstal- 
tungen des Fernstudiums und der wissenschaft- 
lichen Weiterbildung zu erhalten. 


Zu § 16 

§ 16 legt den Kreis der Auskunftspflichtigen fest 
(Abs. 1) und regelt den Erhebungsvorgang (Abs. 2 
und 3). 

Für die Erhebungen bei den Studenten (§ 4), bei den 
Teilnehmern an Weiterbildungskursen (§ 5), bei den 
Doktoranden (§ 6), bei dem wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal (§ 7), bei den Schülern (§ 9) 
und bei den Prüfungskandidaten (§ 12 Abs. 1) sind 
Erhebungsstellen gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 die be- 
treffenden Einrichtungen, bei denen der Auskunfts- 
pflichtige gemeldet oder tätig ist. Bei den wehr- und 
ersatzdienstleistenden Studienberechtigten (§ 10) ist 
es der Bundesminister der Verteidigung bzw. der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung oder 
die von ihnen bestimmten Stellen. Für alle übrigen 
Erhebungen (§ 3 Nr. 12, § 8, § 11, § 12 Abs. 2 und 
§ 13) sind Erhebungsstellen die Statistischen Landes- 
ämter. 


Zu § 17 

Aufgabe der Datenbank ist es, die bei der Durch- 
führung dieses Gesetzes anfallenden Daten an einer 
Stelle, nach einheitlichen Methoden und in abruf- 


bereiter Form zu speichern, so daß mit Hilfe von 
standardisierten Programmen das Material schnell 
in jeder vom Benutzer gewünschten Kombination 
und Aggregation zur Verfügung gestellt werden 
kann. Darüber hinaus sollen mit Hilfe der Daten- 
bank mathematisch-statistische Berechnungen (z. B. 
Trendberechnungen, Regressionsanalysen, Fakto- 
renanalysen) durchgeführt werden können. In tech- 
nischer Hinsicht sollen Eingabe- und Ausgabe- 
möglichkeiten geschaffen werden, die im Wege der 
Fernübertragung den direkten Zugriff gestatten. 

Da die statistischen Daten wegen der unterschied- 
lichen und wechselnden Auswertungszwecke in 
tiefer sachlicher und regiona.ler Gliederung ge- 
speichert werden müssen, finden auf die Zugriffs- 
berechtigung die speziellen Geheimhaltungsbestim- 
mungen des § 18 Anwendung. Um trotzdem dem 
Bedürfnis nach möglichst rascher und breiter 
Streuung der hochschulspezifischen Daten Rechnung 
tragen zu können, ist sicherzustellen, daß unzu- 
lässige Direktzugriffe durch ausreichende Anonymi- 
sierung der Einzeidateri und den Einbau von Ab- 
fragesperren unmöglich gemacht werden. 

Mit der Errichtung der hochschulspezifischen Daten- 
bank im Statistischen Bundesamt „als unselbstän- 
diger Einrichtung" soll es ermöglicht werden, daß 
diese als Bestandteil der in Vorbereitung befind- 
lichen Statistischen Datenbank organisiert wird. Nur 
so kann sichergestellt werden, daß die zusätzlich 
benötigten Randdaten (z. B. Bevölkerungsdaten, 
Wirtschafts- und Finanzdaten) in kompatibler Form 
mit den Hochschuldaten zusammengeführt werden 
können. 

Um die einer Datenbank immanente informations- 
politische Aufgabe erfüllen zu können, betont Satz 2 
nachdrücklich, daß die dort gespeicherten Daten 
- unter Beachtung der Geheimhaltungsvorschriften - 
allen interessierten Stellen und Personen zur Ver- 
fügung stehen. 


Zu § 18 

§ 12 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke (StatGes) in Verbindung mit § 18 Abs. 1, 2 
und 3 des vorliegenden Gesetzentwurfs regeln die 
Geheimhaltung der nach diesem Gesetz erhobenen 
Tatbestände. 

Nach Abs. 1 sind nur Einzelangaben über natürliche 
Personen geheimzuhalten. Ein Geheimhaltungsinter- 
esse für die bei den Hochschulen nach § 11 zu er- 
hebenden Angaben liegt nicht vor. 

Nach Abs. 2 ist die Weitergabe von Einzeiangaben 
ohne Nennung von Namen und Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen im Wege der sogenannten „Dienst- 
berichterstattung" und für wissenschaftliche Zwecke 
zugelassen. Damit ist gewährleistet, daß beispiels- 
weise auch an die Hochschul-Informations-System 
GmbH sowie an die Landes- und Hochschulinforma- 
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tionszentren Einzelangaben ohne Nennung von 
Namen und Anschrift natürlicher Personen weiter- 
geleitet werden können. 

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen und im 
Interesse der Rationalisierung der Hochschul- bzw. 
Schulverwaltungen können die in § 16 Abs. 3 Satz 1 
bestimmten Erhebungsstellen die Angaben in den 
Erhebungspapieren audi für ihre verwaltungsinter- 
nen Zwecke verwenden. Dadurch können Mehrfach- 
erhebungen vermieden werden. Die Vorschrift des 
§ 18 Abs. 3 Satz 2 stellt außerdem sicher, daß beim 
Wechsel der Hochschule oder Schule die von den 
Hochschul- oder Schulverwaltungen benötigten An- 
gaben nicht vollständig neu erhoben zu werden 
brauchen. 

§ 18 Abs. 4 trägt der Bestimmung des § 12 Abs. 2 
letzter Halbsatz StatGes Rechnung, wonach das 
Recht zur Weiterleitung von Einzelangaben unter 
anderem nur dann besteht, wenn und soweit dies in 
den Erhebungsdrucksachen bekanntgegeben worden 
ist. 

§ 18 Abs. 5 stellt klar, daß die Strafvorschriften des 
StatGes auch für Personen gelten, denen Einzel- 
angaben nach § 18 Abs. 2 und 3 zugeleitet worden 
sind. 


Zu § 19 

§19 konkretisiert die Regelung des § 2 Nr. 1 Stat- 
Ges, indem er bestimmt, daß das Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramm insoweit, als dies zur Er- 
stellung einer einheitlichen Bundesstatistik erforder- 
lich ist, vom Statistischen Bundesamt im Benehmen 
mit den zuständigen Landesbehörden festgelegt 
wird. Bestandteile dieses Programms sind die Defini- 
tion und Klassifikation der zu erhebenden Daten 
und die Erhebungs- und Weitergabetermine. 

Die Regelung des § 19 erweist sich auch im Hinblick 
auf § 1 Abs. 2 und § 20 Abs. 2 Satz 1 als nötig. 

Zu § 20 

§ 4 Abs. 5 StatGes sieht für den Beirat des Statisti- 
schen Bundesamtes die Möglichkeit vor, für be- 
stimmte Sachgebiete ständige Fachausschüsse einzu- 
setzen, Diesen Gedanken greift § 20 des vorliegen- 
den Entwurfs auf, indem er die Bildung eines Aus- 
schusses für die Hochschulstatistik beim Statistischen 
Bundesamt vorschreibt. In dem Ausschuß sind die 
wichtigsten Benutzer der Hochschulstatistik ver- 
treten. Bei der Zusammensetzung des Ausschusses 
ist berücksichtigt, daß - obgleich es sich um eine 
Statistik für Bundeszwecke handelt - das Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramm so zu gestalten ist, daß 
die erhobenen Daten auch für Zwecke der Planung 
und Verwaltung in Ländern und Hochschulen Ver- 
wendung finden können. 


Die Stellung, die Abs. 2 dem Ausschuß einräumt, 
soll sicherstellen, daß die Entwicklung und Fort- 
schreibung des Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramms den Bedürfnissen der Konsumenten ent- 
spricht. 

Die Vertreter der Bundesministerien haben wie im 
Bereich der Gemeinschaftsaufgaben die gleiche Stim- 
menzahl wie die elf Vertreter der zuständigen ober- 
sten Landesbehörden. Insgesamt elf Stimmen haben 
auch die Vertreter der Hochschulen, der Räte und 
der Einrichtungen nach Absatz 3 Nr. 6. Eine von 
diesen drei Gruppen unabhängige zusätzliche Stim- 
me hat der Präsident des Statistischen Bundesamtes. 

Die beratende Mitwirkung der Vertreter der Stati- 
stischen Landesämter im Fachausschuß ist geboten, 
da die Ausführung des Gesetzes gemäß Art. 83 
Grundgesetz den Ländern obliegt. Abs. 4 Satz 2 
stellt sicher, daß weitere Sachverständige zu den 
Sitzungen eingeladen werden können. Zu denken ist 
hierbei an Vertreter des Sekretariats der Kultus- 
ministerkonferenz oder der Geschäftsstelle der West- 
deutschen Rektorenkonferenz. 

Absätze 5 und 6 regeln, auf welchem Wege die Ver- 
treter der Hochschulen (Abs. 3 Nr. 5) und die Ver- 
treter der in Abs. 3 Nr. 6 genannten wissenschaft- 
lichen Einrichtungen die Mitgliedschaft im Ausschuß 
erwerben. 

„Zentrale Repräsentanz der Hochschulen" i. S. des 
Abs, 5 ist gegenwärtig die Westdeutsche Rektoren- 
konferenz. Sollte es zu der Errichtung einer Bundes- 
hochschulkonferenz als Nachfolgeorganisation der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz kommen, so wäre 
jene die zentrale Repräsentanz der Hochschulen. 


Zu § 21 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 22 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 


III. Kosten 


Dem Statistischen Bundesamt entstehen durch die 
Ausführung des Gesetzes voraussichtlich folgende 
Gesamtkosten (in DM) : 



1971 

ab 1972 jährlich 

Personalausgaben 

1 287 000 

1 287 000 

Sächliche 



V erwal tungsausgab en 

220 000 

922 000 

Insgesamt 

1 507 000 

2 209 000 
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Die zu erwartenden Mehrausgaben betragen (in DM) : 


1971 ab 1972 jährlich 

Personalausgaben 1 035 000 1 035 000 

Sächliche 

Verwaltungsausgaben 50 000 752 000 

Insgesamt 1 085 000 1 787 000 


Der Personalbedarf umfaßt insgesamt 35 Stellen für 
Angestellte. 

In den Haushaltsentwurf 1971 und in die Mittel- 
fristige Finanzplanung konnten für das Hochschul- 
statistikgesetz noch keine Beträge eingesetzt wer- 
den, da erste Vorstellungen über Inhalt und Umfang 
des Gesetzes erstmals im Frühjahr 1970 Vorlagen. 


Den Statistischen Landesämtern entstehen durch das 
Hochschulstatistikgesetz voraussichtlich folgende 
Kosten (in DM) : 


1971 

1972 

1973 

Personalausgaben 3 493 000 

8 838 000 

7 573 000 

Sächliche 



Verwaltungsausgaben 900 000 

2 271 000 

2 003 000 

Insgesamt 4 393 000 

11 109 000 

9 576 000 


Bei der Verteilung der Kosten der Statistischen 
Landesämter auf die Haushaltsjahre 1971 bis 1973 
wird davon ausgegangen, daß das Gesetz im 3. Quar- 
tal 1971 verabschiedet wird und die einmaligen An- 
laufkosten in Höhe von DM 3 005 000 (persönlich 
2 380 000, sächlich 625 000) in den Jahren 1971/72 
anfallen werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu§l 

In Absatz 3 sind die Worte „durch Landesrecht" 
durch die Worte „in den Ländern" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach der Fassung der Regierungsvorlage ist es 
nicht auszuschließen, daß zusätzliche Erhebun- 
gen der Länder und / oder Hochschulen nur auf 
Grund eines Landesgesetzes, nicht aber auch 
z. B. auf Grund der Satzung einer Hochschule 
durchgeführt werden können. Die vorgeschla- 
gene Fassung ist neutraler. 

2. Zu §§ 2, 3 und 12 

In § 2 Nr. 5, § 3 Nr. 9 und 10 sowie in § 12 Über- 
schrift und Absatz 2 sind die „und „kirchliche" 
zu streichen. 

Begründung 

Es ist für die Hochschulplanungen des Bundes 
und der Länder unerheblich, welche Prüfungen 
im kirchlichen Bereich abgelegt werden. 

3. Zu § 3 

a) Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal, hauptamtliche Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben und hauptamtliche 
Lehrbeauftragte an den in § 2 Nr. 1 und 
2 genannten Einrichtungen, auch soweit 
kein Anstellungsverhältnis zum Land 
oder zur Hochschule besteht,". 

Begründung 

§ 7 des Hochschulstatistikgesetzes enthält 
den Katalog der Merkmale, die über den in 
§ 3 Nr. 4 genannten Personenkreis zu erfas- 
sen sind. In § 14 Abs. 3 ist die Berichtszeit 
geregelt, wobei die Bestandsdaten alle fünf 
Jahre und die Veränderungsdaten jährlich 
erfaßt werden sollen. Es wird für äußerst 
bedenklich gehalten, die nebenberuflichen 
Lehrbeauftragten und wissenschaftlichen 
Hilfskräfte in die Individualerhebung mit 
jährlichem Veränderungsdienst einzubezie- 
hen, da es sich hierbei um einen stark fluk- 
tuierenden und sehr heterogenen Personen- 


kreis handelt, der eine einwandfreie Durch- 
führung des Änderungsdienstes in Frage 
stellen und die Durchführung einer exakten 
laufenden Erfassung des. wissenschaftlichen 
Personals in Mitleidenschaft ziehen würde. 

Vor allem ist auf die technischen und organi- 
satorischen Schwierigkeiten beim Änderungs- 
dienst hinzuweisen, die bei einer Einbezie- 
hung der nebenberuflichen Lehrkräfte sowie 
der wissenschaftlichen Hilfskräfte kaum noch 
zu bewältigen sein dürften. 

Äuf den Änderungsvorschlag zu § 3 Nr. 5 
wird hingewiesen. 

b) Nummer 5 ist wie folgt zu fassen: 

„5. technisches, Verwaltungs- und sonstiges 
Personal sowie nebenberufliche Lehr- 
beauftragte und wissenschaftliche Hilfs- 
kräfte an den in § 2 Nr. 1 und 2 genann- 
ten Einrichtungen,". 

Begründung 

Entsprechend der Gesetzesbegründung zu § 3 
Nr. 5 und § 8 bedarf es für das in § 3 Nr. 5 
genannte Personal keiner Individualerhe- 
bung. Wegen der unter dem Änderungsvor- 
schlag zu § 3 Nr. 4 genannten Gründe ist es 
notwendig, die nebenberuflichen Lehrbeauf- 
tragten und wissenschaftlichen Hilfskräfte in 
§ 3 Nr. 5 zu berücksichtigen und somit nicht 
individual, sondern jährlich über die Hoch- 
schuleinrichtungen zu erfassen. 

Äuf den Änderungsvorschlag zu § 3 Nr. 4 
wird hingewiesen. 

4. Zu §§ 3, 6 und 16 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, inwieweit der Begriff „Dktorand" näher 
konkretisiert und dadurch eingegrenzt werden 
kann. 

5. Zu § 4 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Ärt, Zeitpunkt und Ort des Erwerbs der 
Studienberechtigung, Studienverlauf, ange- 
strebter Studienabschluß und Berufsziel." 
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Begründung 

Für eine Zusammenfassung von Verwaltungs- 
aufgaben der Hochschulen und Aufgaben der 
amtlichen Hochschulstatistik sowie für die 
Durchführung einer Hochschulverlaufsstatistik 
ist es unerläßlich, sich nur auf die wichtigsten 
Erhebungsmerkmale zu beschränken und An- 
gaben über demographische und sozialstruktu- 
relle Merkmale nur in mehrjährigen Erhebungs- 
abständen zu erfassen. Im Interesse einer ein- 
wandfreien Hochschulverlaufsstatistik und de- 
ren allmählichen Umwandlung in eine Studen- 
tendatei ist es deshalb unbedingt erforderlich, 
die Merkmale „Tätigkeit zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Stu- 
diums" sowie „Ausbildung der Eltern und deren 
Stellung im Beruf" aus § 4 Nr. 2 zu streichen 
und allein in § 15 Nr. 3 zu berücksichtigen. 

Andernfalls wäre zu besorgen, daß die von den 
Statistischen Landesämtern bereits unternom- 
menen Bemühungen für eine Rationalisierung 
der Statistik und deren Integrierung mit den 
Aufgaben der Hochschulverwaltung durch eine 
semesterweise Erfassung der soeben genannten 
Merkmale zunichte gemacht würden. 

Auf den Änderungsvorschlag zu § 15 Nr. 3 wird 
hingewiesen. 

6. Zu §§ 4 bis 7, 9, 10 und 12 

Mit Rücksicht auf die Besonderheit dieses Ge- 
setzes, das über den herkömmlichen Statistik- 
begriff hinausgeht, indem es eine umfängliche 
Speicherung von Individualdaten und die Mög- 
lichkeit ihrer jederzeitigen Abrufung vorsieht, 
sollte im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens geprüft werden, ob nicht die zu er- 
hebenden „Angaben zur Person" einer näheren 
Konkretisierung bedürfen. 

7. Zu § 11 

a) In Nummer 1 ist das Wort „ständigem" vor 
dem Wort „Wohnsitz" zu streichen. 

Begründung 

Rechtliche Klarstellung, vgl. § 7 Abs. 1 BGB. 

b) In Nummer 6 sind die Worte „und Prüfungs- 
erfolg" anzufügen. 

Begründung 

Aus der Vorschrift geht nicht eindeutig her- 
vor, daß die Prüfungsämter angewiesen sind, 
den Erfolg bzw. Nichterfolg einer jeden ein- 
zelnen Prüfung anzugeben. Es erscheint des- 
halb notwendig, eine entsprechende Rege- 
lung in das Gesetz aufzunehmen. Erst auf- 
grund der Nachweise über den Prüfungs- 
erfolg - nicht die Benotung der Prüfung - 
lassen sich sog. Erfolgsquoten sowie die 
effektive Studiendauer in den einzelnen 
Fachrichtungen ermitteln. 


8. Zu § 12 

In Absatz 2 sind hinter dem Wort „Studien- 
gängen" die Worte „und Prüfungserfolg" einzu- 
fügen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
zu § 1 1 Nr. 6. 

9. Zu § 15 

In Nr. 3 sind hinter den Worten „Finanzierung 
des Studiums;" die Worte „Tätigkeit zwischen 
Erwerb der Studienberechtigung und Aufnahme 
des Studiums;" einzufügen. 

Begründung 

Das Merkmal „Tätigkeit zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Stu- 
diums" ist nur für sozialökonomische Unter- 
suchungen von Bedeutung und braucht deshalb 
nicht jedes Semester erfaßt und in eine Ver- 
laufsstatistik einbezogen zu werden. Da in die 
Tätigkeit zwischen Erwerb der Studienberech- 
tigung und Aufnahme des Studiums auch die 
Ableistung des Grundwehrdienstes miteinge- 
schlossen ist, dürfte die Aufnahme dieses Merk- 
mals in eine individualisierte Verlaufsstatistik 
entsprechend § 4 Nr. 2 und § 14 Abs. 1 bei den 
Studenten auf Widerstand stoßen. Es muß des- 
halb ausreichen, wenn dieses Merkmal nunmehr 
in § 15 Nr. 3 berücksichtigt ist und somit in 
mehrjährigen Abständen und zwar anonym er- 
faßt wird. 

Auf den Änderungsvorschlag zu § 4 Nr. 2 wird 
hingewiesen. 

10. Zu § 17 

a) § 17 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 17 

Datenbank 

Im Statistischen Bundesamt wird eine ho ch- 
schulspezifische Datenbank als unselbstän- 
dige Einrichtung errichtet. Das Statistische 
Bundesamt ist verpflichtet, die bei ihm ge- 
speicherten Daten im Rahmen eines arbeits- 
teiligen Verbundsystems den Ländern im 
vollen Umfang zur Verfügung zu stellen. 
Den übrigen interessierten Stellen stehen die 
gespeicherten Daten unter Beachtung der 
Geheimhaltungsvorschriften zur Verfügung." 

Begründung 

Da künftig auch in den einzelnen Ländern 
Datenbanken über den Hochschulbereich er- 
richtet werden, erscheint es notwendig, diese 
Datenbanken mit der Datenbank des Statisti- 
schen Bundesamtes in ein gegenseitiges Ver- 
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bundsystem zu bringen, um eine weitest- 
gehende Rationalisierung in der Aufberei- 
tung und Auswertung der Ergebnisse erzie- 
len zu können. 

b) In § 17 ist folgender Satz anzufügen: 

„Für die Hochschulplanung von Bund, Län- 
dern und Hochschulen sind die Daten vor- 
rangig bereitzustellen." 

Begründung 

Es ist zu erwarten, daß aufgrund des all- 
gemeinen großen Bedarfs an hochschulspezi- 
fischen Daten die Datenbank durch Anfragen 
vieler Stellen und Personen stark belastet 
wird. Dadurch sollte aber die Bereitstellung 
von Daten für die staatlichen Planungsgre- 
mien nicht verzögert werden. 

11. Zu §18 

In Absatz 2 ist Satz 2 durch folgenden Halbsatz 
zu ergänzen: 

„ , soweit dies ohne Gefährdung der Geheim- 
haltung möglich ist". 

Begründung 

Die ausführlichen Erhebungstatbestände der 
§§ 4 bis 10 und 12 ermöglichen sehr leicht die 
Identifizierung einzelner befragter Personen, so 
daß schutzwürdige Belange der Befragten beein- 
trächtigt werden können. Die vorgeschlagene 
Regelung gibt den die Daten verwaltenden Sta- 
tistischen Landesämtern die Möglichkeit, im Ein- 
zelfall zu prüfen, ob eine derartige Gefahr ge- 
geben ist. Dann muß die Herausgabe bestimmter 
Einzelangaben unterbleiben. 

12. Zu § 19 

In § 19 ist das Wort „Benehmen" durch das 
Wort „Einvernehmen" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Rahmen des als Gemeinschaftsaufgabe fest- 
gelegten Ausbaus und Neubaus von wissen- 
schaftlichen Hochschulen kann die Hochschulpla- 
nung nur im einvernehmlichen Zusammenwir- 


ken von Bund und Ländern erfolgen. Das gleiche 
muß deshalb auch für die Festlegung des hierzu 
erforderlichen Erhebungs- und Aufbereitungs- 
programms gelten. 

13. Zu § 20 

a) In Absatz 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Das Statistische Bundesamt hat die Vor- 
schläge des Ausschusses im Rahmen der 
rechtlichen Möglichkeiten zu berücksich- 
tigen." 

Begründung 

Es handelt sich um ein Gremium, in dem 
Bundes- und Landesministerien die Mehrheit 
haben. Es ist daher nicht angebracht, Be- 
schlüsse dieses Ausschusses durch eine Bun- 
desoberbehörde prüfen zu lassen. 

b) In Absatz 3 ist Nummer 6 wie folgt zu fassen: 

„6. drei Vertretern der für die Koordinie- 
rung der Datenverarbeitung in den Län- 
dern zuständigen obersten Landesbehör- 
den." 

Begründung 

Gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 ist es Aufgabe des 
Ausschusses für die Hochschulstatistik, das 
Statistische Bundesamt insbesondere bei der 
Erstellung des Erhebungs- und Aufberei- 
tungsprogramms und dessen jährlicher An- 
passung an die Bedürfnisse der Hochschul- 
planung zu beraten. Aus diesem Grunde ist 
die Mitarbeit von DV-Fachleuten in dem 
Ausschuß erforderlich. Da durch die Gestal- 
tung der Programme nicht zuletzt die orga- 
nisatorischen und finanziellen Interessen der 
Länder berührt werden, muß den Ländern 
Gelegenheit gegeben werden, ihre Auffas- 
sung bei der Willensbildung des Ausschusses 
zur Geltung zu bringen. 

Die in § 20 Abs. 3 Nr. 6 der Regierungsvor- 
lage bezeichneten wissenschaftlichen Einrich- 
tungen könnten im Rahmen des § 20 Abs. 4 
Satz 2 vom Vorsitzenden des Ausschusses 
bei Bedarf von Fall zu Fall zugezogen 
werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. (§ 1) 

Die Bundesregierung hat gegen den Vorschlag des 
Bundesrates in der Sache keine Bedenken. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens, 
sollte jedoch geprüft werden, ob nicht eine bessere 
Formulierung gefunden werden kann. Die Regie- 
rungsvorlage geht davon aus, daß auch das Recht 
autonomer Verbände des Landesbereichs „Landes- 
recht" ist. Sie vermeidet den Begriff „Landesgesetz" 
in § 1 Abs. 3 und läßt damit die Frage offen, ob zu- 
sätzliche Erhebungen nur aufgrund eines Gesetzes 
oder auch aufgrund von Hochschulsatzungsrecht 
durchgeführt werden können. 

Zu 2. (§§2,3 und 12) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Nichterfassung der kirchlichen Prüfungen würde 
die Feststellung von Verweilzeiten, Erfolgsquoten 
und Absolventenzahlen in den Fächern Theologie 
und Religionslehre unmöglich machen. Im Hinblick 
auf den Raum- und Personalbedarf der Hochschulen 
sind diese Feststellungen jedoch für die Hochschul- 
planung bedeutsam. 

Zu 3. a) (§ 3 Nr. 4) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates nur insoweit zu, als eine Individual- 
erhebung bei den studentischen Hilfskräften nicht 
notwendig erscheint. Die Bundesregierung ist jedoch 
der Auffassung, daß eine Einbeziehung der nicht- 
studentischen wissenschaftlichen Hilfskräfte, der 
Tutoren sowie der nebenberuflichen Lehrbeauftrag- 
ten und nebenberuflichen Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben in die Individualerhebung aufgrund des 
Zwecks der Erhebung (vgl. auch § 7 Nr. 2) geboten 
ist. 

Die Hochschulen werden ohnehin Personaldateien 
aufbauen müssen, die auch die (nebenberuflichen) 
Lehrbeauftragten und Lehrkräfte für besondere Auf- 
gaben sowie die wissenschaftlichen Hilfskräfte (ein- 
schließlich der Tutoren) umfassen. Im Hinblick auf 
§ 1 Abs. 2 ist daher eine einheitliche Erhebungs- 
grundlage wünschenswert. 

Technische Und organisatorische Schwierigkeiten 
beim Änderungsdienst für die nebenberuflichen 


Lehrbeauftragten und die wissenschaftlichen Hilfs- 
kräfte (ohne die studentischen Hilfskräfte) werden 
sich in der Praxis kaum ergeben, da Speicherung und 
.Korrektur der Daten mittels EDV erfolgen wird. 

Zu 3. b) (§ 3 Nr. 5) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Ergänzung aus den zu 3.a) genannten 
Gründen nicht zu; lediglich die Ergänzung des § 3 
Nr. 5 um die Erhebungseinheit „studentische Hilfs- 
kräfte" wird empfohlen. 

Eine listenmäßige Erfassung insbesondere der wis- 
senschaftlichen Hilfskräfte birgt die Gefahr von Dop- 
pelzählungen, da eiii großer Teil dieses Personen- 
kreises gleichzeitig Doktorand oder Student ist. Eine 
Zuordnung der nach § 3 Nr. 4 bzw. Nr. 5 und § 3 
Nr. 1 und 4 erhobenen Funktionen zu Personen wird 
aber nur durch Identifikationsmerkmale möglich, 
was jeweils eine Individualerhebung voraussetzt. 

Zu 4. (§§ 3, 6 und 16) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, inwieweit der Be- 
griff „Doktorand" näher konkretisiert und dadurch 
eingegrenzt werden kann. 

Zu 5. (Zu § 4) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung insoweit zu, als das Merkmal 
„Tätigkeit zwischen Erwerb der Studienberechtigung 
und Aufnahme des Studiums" in § 4 Nr. 2 gestrichen 
und § 15 Nr. 3 entsprechend ergänzt wird. 

Auf die Erhebung des Merkmals „Ausbildung der 
Eltern und deren Stellung im Beruf" im Rahmen der 
Individualerhebung nach § 4 kann jedoch nicht ver- 
zichtet werden. Der Grad der erreichten Chancen- 
gleichheit im Bildungswesen ist nur feststellbar, 
wenn der Sozialstatus der Studenten mit Studien- 
dauer, Studienwechsel und Studienerfolg korreliert 
wird. Das ist nur im Rahmen der Individualstatistik 
nach § 4 möglich, über die Rechtsverordnungser- 
mächtigung können Studiendauer und Studienerfolg 
nicht erfragt werden. Eine Zusammenführung der Er- 
gebnisse der Statistiken nach §§ 4 und 15 Nr. 3 ist 
nicht möglich, da die letztgenannte Erhebung in 
anonymisierter Form erfolgt. 

Im übrigen ist nicht daran gedacht, das relativ kon- 
stant bleibende Merkmal „Ausbildung der Eltern 
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und deren Stellung im Beruf' in jedem Semester er- 
neut zu erheben. Dies ist schon deshalb nicht erfor- 
derlich, weil im Rahmen einer Verlaufsstatistik die 
gespeicherten Informationen jederzeit abgerufen 
werden können. 

Zu 6. (§§ 4 bis 7, 9, 10 und 12) 

In der Begründung der Regierungsvorlage (zu § 3) 
wird ausgeführt, welche Angaben im einzelnen unter 
dem Merkmal „Angaben zur Person" zu erfragen 
sind: der Familienname, der Vorname, das Ge- 
schlecht, das Geburtsdatum, der Geburtsort, der 
Familienstand und - nach Einführung desselben - 
das bundeseinheitliche Personenkennzeichen. 

Zu 7. a) und b) (§ 11 Nr. 1 und 6) 

Die Bundesregierung, stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 

Zu 8. (§ 12) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 9. (§15) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 10. a) (§ 171 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung mit der Maßgabe zu, daß die 
Worte „den Ländern" in Satz 2 durch die Worte „den 
statistischen Landesämtern" ersetzt werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann der im 
Rahmen eines arbeitsteiligen Verbundsystems von 
Datenbanken erforderliche freie Datenaustausch nur 
im Rahmen der amtlichen Statistik stattfinden. Für 
alle übrigen Stellen in Bund und Ländern müssen je- 
doch die Geheimhaltungsvorschriften des § 18 gelten. 

Die Bundesregierung empfiehlt, nach den Worten 
„interessierten Stellen" in Satz 3 die Worte „und 
Personen" einzufügen. Die in der Datenbank gespei- 
cherten Daten sollten unter Beachtung der Geheim- 
haltungsvorschriften auch interessierten Einzelper- 
sonen zur Verfügung stehen. 

Zu 10. b) (§ 17) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 11. (§ 18) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Ergänzung zu. 

Zu 12 (§ 19) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 


Nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke ist es Aufgabe des Statistischen Bun- 
desamtes, Bundesstatistiken technisch und metho- 
disch vorzubereiten. Hierzu gehört die Ausarbeitung 
der- Fragebogen und der sonstigen Erhebungs- 
papiere, des Erhebungsverfahrens, des Tabellenpro- 
gramms, des Verlaufs der Aufbereitung und des Ver- 
öffentlichungsprogramms. In dieser Zuständigkeit 
sollte das Statistische Bundesamt auch bei der Hoch- 
schulstatistik nicht beschnitten werden. 

Auch im Rahmen des Planungsausschusses für den 
Hochschulbau ist kein „einvernehmliches Zusam- 
menwirken von Bund und Ländern" vorgeschrieben. 
Der Planungsausschuß beschließt vielmehr nach § 7 
Abs. 2 des Hochschulbauförderungsgesetzes mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen, wobei die 
Stimmenzahl des Bundes der der Länder entspricht. 

Zu 13. a) (§ 20 Abs. 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nur hinsichtlich der Streichung der 
Worte „Anregungen und" sowie „und dem Ausschuß 
darüber zu berichten" zu. Es wird als selbstverständ- 
lich angesehen, daß dem Ausschuß Mitteilung ge- 
macht wird , mit welchem Ergebnis seine Vorschläge 
behandelt worden sind. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß 
die Vorschläge des Ausschusses vom Statistischen 
Bundesamt in statistisch-methodischer Hinsicht zu 
prüfen sind und daß die Vorschläge des Ausschusses 
auch an den finanziellen Möglichkeiten gemessen 
werden müssen. Die Bundesregierung empfiehlt da- 
her, § 20 Abs. 2 Satz 2 folgendermaßen zu fassen: 
„Das Statistische Bundesamt hat die Vorschläge des 
Ausschusses in statistisch-methodischer Hinsicht zu 
prüfen und im Rahmen der rechtlichen und finan- 
ziellen Möglichkeiten zu berücksichtigen." 

Zu 13. b) (§ 20 Abs. 3 Nr. 6) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung nicht zu. 

Durch den Änderungsvorschlag würde das ausge- 
wogene Stimmenverhältnis im Ausschuß für die 
Hochschulstatistik (11 Stimmen der Bundesministe- 
rien, 11 Stimmen oberster Landesbehörden, 11 Stim- 
men der Hochschulen und sonstiger Einrichtungen) 
verschoben werden. 

Die Mitwirkung von Vertretern der für die Koordi- 
nierung der Datenverarbeitung in den Ländern zu- 
ständigen obersten Landesbehörden kann - soweit 
dies bei der Erstellung des Erhebungs- und Auf- 
bereitungsprogramms wünschenswert ist - im Rah- 
men des § 20 Abs. 4 sichergestellt werden; ihre Mit- 
wirkung im Ausschuß für die Hochschulstatistik 
sollte jedoch nicht zu Lasten der ständigen Mitarbeit 
der in § 20 Abs. 3 Nr. 6 der Regierungsvorlage ge- 
nannten Fachleute gehen. 
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